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JUGEND-EXTRA 

Handy oder 
«Handycap» 
Alles easy? Erleichtern Natels 
das Leben oder  sind die mobi­
len Dinger kleine Nervensä­
gen? Seile 9 

AUSLAND 

Fischer fordert 
EU-Reform 
Deutschland will als Voraus­
setzung für die Osterweiterung 
die EU-Reform entschlossen 
voranbringen. Seite 19 

T A G E S S C H A U  

Entlastung für Familien 
mit Kindern 
Die FBPL-Volksinitiative zur Verbilligung der  
Krankenkassen-Prämien will die dringend not­
wendige Gesundheitsreform nicht ersetzen. 
Aber  die Initiative möchte vor allem Familien 
mit Kindern sofort finanziell entlasten. Seite 3 

z'Tresa simmer zfreda 
Xaver Hoch ist ein sehr erfolgreicher Vorsteher, 
der  in seiner Heimatgemeinde Triesen sehr viel 
erreicht hat in seiner bisherigen Tätigkeit als 
Vorsteher. Die FBPL-Ortsgruppe Triesen war 
glücklich darüber, dass sich Vorsteher Xaver 
Hoch nochmals bereit erklärt hat, für  dieses an­
spruchsvolle A m t  zu kandidieren. Wie aus unse­
rem heutigen Interview hervorgeht, übt  Xaver 
Hoch das Vorsteheramt sehr gerne aus, was 
natürlich Ansporn für weitere Tätigkeiten zum 
Wohle der  Gemeinde gibt. Seite 5 

Kritik an 
Expansionskurs 
D e r  Expansionskurs des Euro-Airport (EAP)  
Basel-Mülhausen stösst in de r  Agglomeration 
Basel zusehends auf Kritik in allen politischen 
Lagern. Verhindern lässt sich der  Ausbau nicht 
mehr: Gebaut wird selbst dann, wenn die beiden 
Basel ihre finanzielle Beteiligung a m  400-Mil-
lionen-Projekt verweigern. Seite 11 

Börse schliesst tiefer 
Die Schweizer Börse ha t  am Dienstag nach ei­
nem uneinheitlichen Verlauf schwächer ge­
schlossen. D e r  Swiss Market  Index (SMI) 
schloss 37,2 Zähler  tiefer auf 7427,2 Punkten. 
D e r  breite Swiss Performance Index (SPI) sank 
26,96 Punkte auf 4649,22 Punkte. Seite 13 

Phänomenaler 2. Lauf 

Mit einem phänomenalen 2. Durchgang und der 
dritten Laufzeit preschte der  Balzner Marco 
Büchel beim Riesenslalom-Klassiker von Adel­
boden vom 13. auf den  tollen siebten Schluss­
rang vor und holte sich für die W M  in Vail das 
nötige Selbstvertrauen. Sieger wurde Hermann 
Maier vor Kjetil Andre  Aamodt  und Benjamin 
Raich. Seite 15 

Zunehmend Kinder 
rekrutiert 
Für den Bürgerkrieg in der  Demokratischen 
Republik Kongo (Ex-Zaire) werden immer 
mehr  Kinder rekrutiert. Die Kinder würden 
auch in den Nachbarstaaten angeworben, sagte 
der  Sonderbeauftragte von UNO-Generalse-
kretär Kofi Annan für Kinder und  bewaffnete 
Konflikte, Olara Otunnu,  gestern Dienstag in 
Genf. Seite 19 

Atom-Abfall nach 
Russland? 
Die Schweizer Atomindustrie will gemäss der 
Umweltorganisätion Greenpeace hochaktiven 
Abfall aus Atomkraftwerken nach Russland lie­
fern. Letzte Seite 

Fehler gemacht 
Regierungschef Mario Frick zu poUtischer Werbung 

Die Polit-Werbung lief in Ra­
dio L, die FBPL-Werbung für 
die Krankenkassen-Volks­
initiative durfte nicht gesendet 
werden. Keine Ungleichbe­
handlung liege vor, betonte 
Regierungschef Mario frick 
am gestrigen Pressegespräch, 
sondern eis seien Fehler ge­
macht worden. 

Grundsätzlich würden die gesetzli­
chen Bestimmungen für alle gleich 
gelten, erklärte Regierungschef Ma-

• rio Frick. Und  diese Bestimmungen 
sehen vor, dass Radio L weder poli­
tische noch religiöse Werbung ver­
breiten darf  - zumindest keine be­
zahlten Werbespots. D i e  Grenzen 
scheinen allerdings fliessend z u  
sein, denn wenn Regierungschef 
Mario Frick oder Regierungschef-
Stellvertreter Michael Ritter die 
Gelegenheit erhalten, sich über  Ra­
dio L ausführlich übe r  die Gesund­
heitsreform auszubreiten u n d  die 
FBPL-Volksinitiative als verhee­
rend für den Staatshaushalt abzu­
qualifizieren, dann handelt es sich 
offenbar nicht um politische Wer­
bung. 

Radio L will bei der  Regierung 
einen Vorstoss unternehmen, dass 
künftig politische Werbung erlaubt 
sein soll. Wie der  Delegierte des 

Zensur? Die Regierung erlaubt sogar Radiospots (unter bestimmten Bedin­
gungen). 

Verwaltungsrates, Walter B. Wohl-
wend, dazu ausführte, strebe Radio 
L eine Lösung an, wie sie derzeit in 

den  EWR-Ländern gehandhabt 
werde. Dort  nämlich ist politische 
Werbung erlaubt. (G.M.) 

K O M M E N T A R  

Was ist politische Werbung? 
Diese Diskussion wird in näch­
ster Zeit  Liechtenstein beschäf­
tigen, nachdem die Regierung 
nach einer Polit-Werbung der  
Freien Liste bei Radio L inter­
venierte, so dass anschliessend 
die Werbespots der  Fortschritt­
lichen Bürgerpartei (FBPL) für 
ihre Volksinitiative zur  Verbilli­
gung der  Krankenkassen-Prämi­
e n  keinen Zugang mehr  bei Ra­
dio L fanden. Regierungschef 
Mario Frick stritt a m  Presse­
gespräch zwar eine Ungleichbe­
handlung de r  Parteien ab, ge­
stand aber  Fehler ein und wies 
auf  die Notwendigkeit einer 
Überprüfung des Radio- und 
Fernsehgesetzes hinsichtlich der  
Zulassung von politischer Wer­
bung hin. Dann sollte klar sein, 
was unter  politischer Werbung zu 
verstehen und was im Radio zu­
gelassen ist. Die Regierung selbst 
liefert derzeit selbst ein Beispiel, 
wie politische Werbung betrie­
ben werden kann. Über  das Pres­
se- und Informationsamt werden 
Stellungnahmen der" Regierung 
gegen die FBPL-Initative - in 
Liechtenstein und in de r  Schweiz 
- verbreitet. Eine Gegen-Bro-
schüre wird auf Kosten der  Steu­
erzahler gedruckt und in alle 
Haushalte des Landes verbreitet. 
Auch am Landeskanal scheinen 
die Gegen-Parolen der  Regie­
rung auf. Weiter so! Wirklich wei­
ter  so? Günther Meier 

Sind Rechtsradikale einfach nur «Spinner»? 
Nach Regierungschef Mario Frick gibt es keine «organisierte Szene» 

Die  Ermittlungen gegen die «Liech­
tensteinischen Arier», die eine Ho­
mepage im Internet mit rechtsradi­
kalen Parolen plazierten, laufen bei 
Polizei und Staatsanwaltschaft. Re­
gierungschef Mario Frick verharm­
loste die Angelegenheit und sprach 
einfach von «Spinnern». 

D e  Schweizer Bundespolizei hat te  
schon 1997 darauf aufmerksam ge­
macht, dass das Fürstentum Liech­
tenstein wegen des fehlenden Ant i -
rassismusgesetzes zu einem «Eldo­
rado für rechtsradikale Gruppie­
rungen» werde könnte. Trotz dieser 
Warnungen hält die Regierung un­

vermindert an ihrer Einschätzung 
fest, dass lediglich eine «kleine 
Gruppe» von Rechtsradikalen oder 
Skinheads vorhanden sei. Regie­
rungschef Mario Frick wiederholte 
a m  gestrigen Pressegespräch, dass 
es keine «organisierte rechtsradika­
le Szene» in Liechtenstein gebe. Das 
Internet gebe jedoch Gleichgesinn­
ten die Möglichkeit, sich auf  diesem 
Himmelfeld zu kontaktieren, ohne 
sich zu treffen. 

Im Unterschied zu den Befürch­
tungen in der  Schweiz verfügt 
Liechtenstein nach Angaben von 
Regierungschef Mario Frick über  
gesetzliche Möglichkeiten, um ge­

gen rechtsradikale Machenschaften 
vorzugehen. Allerdings gab der  Re­
gierungschef gleichzeitig zu verste­
hen, dass die bestehenden gesetzli­
chen Bestimmungen zuwenig griffig 
seien. Die Regierung habe deshalb 
eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die 
den  Auftrag erhielt, eine Anpassung 
des Strafgesetzbuches vorzuberei­
ten, damit auch de r  Tatbestand des 
Rassismus geahndet werden könne. 

Wer hinter de r  Homepage der  
«Liechtensteinischen Arier» stehe, 
sei noch nicht bekannt, erklärte Re­
gierungschef Frick, doch gebe es ei­
nen Verdacht. Übe r  die polizeili­
chen Ermittlungen wollte e r  zum 

gegenwärtigen Zeitpunkt keine 
näheren Angaben machen. 

Die Regierung bleibt vorerst bei 
ihrer Einschätzung, wonach eine 
kleine Gruppe von 12 bis 20 
Skinheads in einem Land mit 
31 000 Einwohnern kein Grund zur 
Besorgnis sei. Nach d e m  kürzlich 
veröffentlichten Sicherheitsbericht 
der  Regierung besteht - trotz der  
bekanntgewordenen Treffen der  
liechtensteinischen Rechtsradika­
len mit ausländischen Gesinnungs­
genossen - keine Veranlassung zu 
einer Änderung dieser Einschät­
zung. Günther Meier 

Der Winter ist 
zurück 
Der Winter-Einbruch hat z u  Wo­
chenbeginn in mehreren Ländern 
Europas ein Verkehrschaos verur­
sacht. In  Deutschland k a m  es in der 
Nacht z u m  Dienstag z u  mehr  als 
1000 Unfällen mit  mindestens 14 
Toten. A u f  Teneriffa wurde erstmals 
seit Jahrzehnten die Hauptstadt 
Santa Cruz eingeschneiten-,der bis­
lang gefährlichsten Unfallnacht die­
ses Winters wurden in Deutschland 
a u f  spiegelglatten Strassen Hunder­
t e  von Menschen verletzt. Ergiebige 
Schneefälle Uberzogen vor allem 
den Norden u n d  den Südwesten 
Deutschlands mit  einer dicken 
Schneedecke. 

Neue Runde im 
Bananenstreit 
GENF: D e r  Bananenstreit zwi­
schen den USA und Europa 
geht weiter. Die Welthandelsor­
ganisation (WTO) hat gestern in 
Genf  die Wiedereinsetzung des 
WTO-Schiedsgerichts für  die 
Überprüfung der  EU-Bananen-
marktordnung beschlossen. E s  
soll entscheiden, o b  die neue Ba­
nanen-Importregelung de r  Eu­
ropäischen Union, wie die U S A  
behaupten, gegen die WTO-Re-
geln des freien Welthandels ver-
stösst. Derselbe Schiedsaus-
schuss hatte die alte Bananen-
Marktordnung d e r  E U  1997 für 
nicht WTO-  konform erklärt.  


